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stundung der Haftkosten bei Vermögensverfall 

a A~Bo An frag e b e a n t w ,0 rt un ß 
zu 40 J 

Bundesminister für Justiz :nr~ T s c h ad e k hat die Anfrage der Abge~ 
ordneten Dr o P f e i f e r und Genossen vom 26. Oktober 1956, betreffend 
den gänzlichen Nachlass der Kosten des Strafverfahrens und des strafvollzuges 
bei der Rückgabe des verfallenen Vermögens auf Grund der Vermögensverfalls­
'amnestie, in fOlgender,Weise beantwortet: , 

"Das Btmdesministerium für Justiz hatte mit Erlass v<>m 22. April 19549 ' 

Z10 277 ... K/53-10, 'die Präsidien der Oberlandesger1chtaersucht, bei Vorliegen 
bestimmter voraussetzungen den Anträgen von Personen, die zu Vermögensverfall 
verurteil,t worden waren, auf Stundung der Kosten des Strafverfahrens und des 
Strafvollzuges stattzugeben und eine Stundung auf die Dauer von 6 Monaten mit 
derlfassgabe zu bewilligen, dass sich diese Frist stillschweigend,um jeweils 
weitere 6 l'Ionate'verlängert, soferne nicht die Stundung vor,Ablauf der gesetz­
ten oder stillschweigend verlängerten Frist widerrufen wirdb Durch die auf Grund 
dieses Erlasses bewilligten Stundungen sollte die Zeit bis zu einer gesetzlichen 
Regelung' der Frage der Erstattung verfallener Ve~ögen überbrückt werden9 Da 
die Vermögensverfallsamnestie, BGBLNro155/1956 9 die diese Frage regelte, Be-
stimmungen über den Verzicht auf die Einbringung der Kosten des Strafverfahrens 
und des Strafvoll~uges nicht enthielt, musste· das Bundesmitj.isterium für Justiz 
mit Erlass vom 18 0 August 1956 9 Zlo 1~c>518-8/569 den Widerruf dieser Stundun ... 
gen anordnen Q '. . 

Da dem Nationalrat Anträge betreffend die teilweise Aufhebung des Verbots ... 
gesetzes 1941 und betreffend Generalamnestie für po~itische Verbrecher vor· 
~iegenund da mit der Möglichkcit zu rechnen ist, dass dor Gesetzgeber im Zuge 
der Bchandltmg dieser Anträge unter anderem auch'die Frage ausdrücklich regeln 
wird, ob und inwieweit in den Fällen des Vermögensverfalles die Kosten des +) 
Strafvollzuges einzubringen sind, habe ich, um den Intentionon des Gesetzgeber.s 
nicht vorzugreifen, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Finanzen.mit 
Erlass vom 19,(> B07'Q:abor ~95~, Zl .. 130462 .• 8/56, d.o:no'ö~n 6lY\i'/ähtitf,,m Eflo.sß Üt:lE) 

Bundeeministeriwne für Justiz vom 22. April 1954, Zl .. 271-K/53-10, mit sofor­
tiger Wirkung wieder in Kraft gesetzt. Ich p;abe gleichzeitig die Präsidien der 
Oberlandesgerichte ersucht, in allen Fällen, in denen auf Grund des ho. Er­
lasses vom 22. April 1954, Z10 277-K/53-10, eine Stundung der Kosten des Straf­
verfahrens und des Strafvollzuges bereits einmal bewilligt worden war~ die 
derzeit noch aushaftende~ Kosten auf Grund dieses Erlasses von ~\mts wegen, 
ohne einen ausdrücklichen Antrag der zahlungspflichtigen Partei abzuwarten, 
neuerlich zu stunden, soferne nicht seit dem Widerruf der Stundung in ',einem 
Verfahren nach § 9 GEG. 1948 eine für die zahlungspflichtige Partei günstigere 
Entscheidung getroffen worden ist." 

-0-0-0-0-0· 
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